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Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 23.
Februar 2005 und der Bescheid der Beklagten vom 28. Oktober 2002 in der Fassung
des Widerspruchsbescheides vom 10. Dezember 2003 geÃ¤ndert. Die Beklagte wird
verurteilt, der KlÃ¤gerin Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit seit dem 1. September 2002 zu gewÃ¤hren. Im Ã�brigen wird
die Berufung zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin die HÃ¤lfte ihrer
auÃ�ergerichtlichen Kosten fÃ¼r das gesamte Verfahren zu erstatten. Die Revision
wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die Beklagte der KlÃ¤gerin Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren hat.

Die 1948 geborene KlÃ¤gerin hat von 1964 bis 1967 eine Ausbildung zur Friseurin
mit Erfolg abgeschlossen und danach im erlernten Beruf gearbeitet. 1980 hat sie
die MeisterprÃ¼fung abgelegt und anschlieÃ�end bis 1986 eine
versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit als selbststÃ¤ndige Friseurin ausgeÃ¼bt. Von
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1986 bis Ende des Jahres 2001 war sie als Friseurin â�� zuletzt vom 1. Juni 1998 bis
zum 31. Dezember 2001 bei der Firma H â�� abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. Seitdem ist
sie ohne BeschÃ¤ftigung.

Die KlÃ¤gerin ist behindert mit einem Grad der Behinderung von 60 sowie dem
Merkzeichen "G".

Nach Einholung eines Gutachtens des Arztes fÃ¼r innere Medizin Dr. F vom 21. Mai
2002 sowie eines Gutachtens des Arztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. R vom 15. Mai 2002
gewÃ¤hrte die Beklagte der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom 25. Juni 2002 bis zum 16.
Juli 2002 eine HeilbehandlungsmaÃ�nahme im Klinikum H S , Bad M.

Am 18. September 2002 beantragte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten eine Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Die Beklagte wertete die aus dem
Heilbehandlungsverfahren vorliegenden medizinischen Unterlagen aus und lehnte
den Antrag der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 28. Oktober 2002 ab. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie im Wesentlichen aus: Die KlÃ¤gerin leide an einer
BeinvenenschwÃ¤che mit BlutumlaufstÃ¶rungen und langsam abheilendem
GeschwÃ¼r im rechten KnÃ¶chelbereich, Ã�bergewicht mit Bluthochdruck und
ZuckerstoffwechselstÃ¶rung sowie einer FunktionseinschrÃ¤nkung der
LendenwirbelsÃ¤ule bei degenerativen VerÃ¤nderungen an Bandscheiben und
Wirbeln sowie chronischer Ã�berlastung durch Ã�bergewicht. Mit dem vorhandenen
LeistungsvermÃ¶gen kÃ¶nne sie zwar nicht mehr den erlernten Beruf als Friseurin
ausÃ¼ben. Sie sei jedoch noch in der Lage, eine zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit
als Rezeptionistin im Umfang von mindestens sechs Stunden tÃ¤glich zu verrichten.

Dagegen legte die KlÃ¤gerin Widerspruch ein und machte zur BegrÃ¼ndung im
Wesentlichen geltend, dass ihr die AusÃ¼bung der benannten
VerweisungstÃ¤tigkeit als Rezeptionistin auf Grund der vorliegenden
GesundheitsstÃ¶rungen nicht zumutbar sei. Es fehle an der erforderlichen
psychischen Belastbarkeit. Sie sei durch den behinderten Ehemann einer
erheblichen psychosozialen Belastung ausgesetzt. Der AusÃ¼bung einer TÃ¤tigkeit
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt stehe auch entgegen, dass sie wegen der
operativ behandelten Varikosis beider Beine bei Zustand nach Thrombose nicht
mehr in der Lage sei, eine Wegstrecke von mehr als 500 m zurÃ¼ckzulegen.

Daraufhin veranlasste die Beklagte das weitere Gutachten des Arztes fÃ¼r
OrthopÃ¤die Dr. R vom 24. Juni 2003 sowie das Gutachten des Arztes fÃ¼r innere
Medizin Dr. K vom 25. Juni 2003. Nach Einholung prÃ¼fÃ¤rztlicher Stellungnahmen
des Dr. W vom 21. Mai 2003, vom 2. Juli 2003 und vom 13. November 2003 wies die
Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤gerin mit Widerspruchsbescheid vom 10.
Dezember 2003 zurÃ¼ck und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen aus: Die
KlÃ¤gerin leide an

1. hochgradigem Ã�bergewicht bei mit Tabletten behandelter
ZuckerstoffwechselstÃ¶rung und Belastungsluftnot, 2. chronisch venÃ¶ser
AbflussstÃ¶rung am rechten Bein, eingetretener Abheilung eines frÃ¼heren
UnterschenkelgeschwÃ¼rs, 3. medikamentÃ¶s behandeltem Bluthochdruck mit
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erhÃ¶hten Werten in der Untersuchungssituation, 4. FunktionseinschrÃ¤nkung der
LendenwirbelsÃ¤ule bei degenerativen VerÃ¤nderungen an Bandscheiben und
Wirbelgelenken und chronischer Ã�berlastung infolge Ã�bergewichts,
FunktionseinschrÃ¤nkung der HalswirbelsÃ¤ule mit Neigung zu schmerzhaften
Muskelverspannungen und mit Schmerzausstrahlung in die Schultern, 5.
FunktionseinschrÃ¤nkung beider Kniegelenke bei VerschleiÃ� des Knorpelgewebes,
6. angegebener Harninkontinenz 1. Grades, 7. milde verlaufendem
Bronchialasthma, sowie 8. depressiver Verstimmung, Klimakterium.

Auf Grund der GesundheitsstÃ¶rungen sei das LeistungsvermÃ¶gen auf leichte
Arbeiten im Umfang von sechs Stunden und mehr Ã¼berwiegend im Sitzen und
Gehen, zeitweise im Stehen, ohne Akkord, ohne Nachtschicht, nicht in KÃ¤lte,
NÃ¤sse, Zugluft oder Hitze, ohne GefÃ¤hrdung durch Atemwegsreizstoffe, ohne
stÃ¤ndige Ã�berkopfarbeiten, ohne Ã¼berwiegend einseitige KÃ¶rperhaltung, ohne
hÃ¤ufiges BÃ¼cken, hÃ¤ufiges Klettern oder Steigen, ohne Knien oder Hocken,
ohne lÃ¤ngere Anmarschwege (zumutbar 1200 m) eingeschrÃ¤nkt. Im
Zusammenhang mit einer im Juli 2003 durchgefÃ¼hrten Bandscheibenoperation mit
anschlieÃ�ender Heilbehandlung in der Fachklinik A sei keine darÃ¼ber
hinausgehende EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens eingetreten. Die
KlÃ¤gerin sei damit sowohl gesundheitlich als auch sozial zumutbar auf die
AusÃ¼bung einer TÃ¤tigkeit als Rezeptionistin verweisbar. Damit sei sie nicht
berufsunfÃ¤hig und erst recht nicht erwerbsunfÃ¤hig.

Dagegen hat sich die KlÃ¤gerin mit der am 7. Januar 2004 vor dem Sozialgericht
Kiel erhobenen Klage gewandt und zur BegrÃ¼ndung insbesondere geltend
gemacht, dass sie neben den im angefochtenen Bescheid genannten Diagnosen an
zahlreichen weiteren Erkrankungen, u.a. einer schweren psychovegetativen
StÃ¶rung lei- de. Sie sei nicht mehr in der Lage, drei Stunden tÃ¤glich einer
ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen. Sie bedÃ¼rfe intensiver hausÃ¤rztlicher,
psychiatrischer, internistischer, neurologischer und neuro-chirurgischer Behandlung.

Die KlÃ¤gerin hat beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 28. Oktober 2002 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 10. Dezember 2003 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihr eine Rente wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise wegen
teilweiser Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat sich zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen auf ihre AusfÃ¼hrungen im
angefochtenen Widerspruchsbescheid bezogen.

Das Sozialgericht hat zur weiteren AufklÃ¤rung des Sachverhalts einen Befund- und
Behandlungsbericht des Arztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. Sa vom 15. September 2004
sowie einen Befund- und Behandlungsbericht des Arztes fÃ¼r innere Medizin Dr. Aa
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vom 17. Mai 2004, dem weitere medizinische Unterlagen beigefÃ¼gt waren,
eingeholt.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 23. Februar 2005 hat das Sozialgericht den
Arzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. Hb sowie den Arzt fÃ¼r innere Medizin Dr. G als
medizinische SachverstÃ¤ndige sowie den Verwaltungsbeamten L als
berufskundigen SachverstÃ¤ndigen gehÃ¶rt.

Mit Urteil vom 23. Februar 2005 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen und zur
BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch
auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit, weil sie weder voll
erwerbsgemindert im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI noch teilweise
erwerbsgemindert im Sinne des Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI sei. Die KlÃ¤gerin sei
noch in der Lage, leichte Arbeiten im Umfang von tÃ¤glich sechs Stunden und mehr
zu verrichten. Erforderlich sei ein Arbeitsplatz mit Positionswechsel von Sitzen zum
Stehen, von Stehen zum Sitzen und zum Gehen nach etwa einer Stunde. Arbeiten
auf Leitern und GerÃ¼sten sowie stÃ¤ndiges Treppensteigen, Arbeiten in
ungÃ¼nstiger KÃ¶rperposition mit stÃ¤ndigem Stehen oder vornÃ¼ber geneigt
seien ebenfalls nicht mÃ¶glich. AuszuschlieÃ�en seien Arbeiten mit Heben, Tragen
und Bewegen schwerer Lasten ohne technische Hilfsmittel. Weiterhin dÃ¼rfe die
KlÃ¤gerin nicht in Nacht- und Wechselschicht tÃ¤tig sein. Sie benÃ¶tige innerhalb
eines Arbeitstages regelmÃ¤Ã�ige Pausen, die jedoch nicht Ã¼ber das
betriebsÃ¼bliche MaÃ� hinausgehen mÃ¼ssten. Eine EinschrÃ¤nkung der
WegefÃ¤higkeit lÃ¤ge nicht vor. Diese Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens
beruhe auf folgenden Feststellungen zu den Beschwerden und zu den
GesundheitsstÃ¶rungen der KlÃ¤gerin: Auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet
bestÃ¼nden belastungsabhÃ¤ngige Schmerzen an der WirbelsÃ¤ule und den
Kniegelenken ohne rÃ¶ntgenologisch das altersÃ¼bliche MaÃ� Ã¼bersteigende
VerschleiÃ�verÃ¤nderungen und ohne Nervenwurzelreizerscheinungen seitens des
operierten Bandscheibensegments oder eines anderen Bewegungssegments an der
LendenwirbelsÃ¤ule. Auf internistischem Fachgebiet bestÃ¼nde ein metabolisches
Syndrom mit Diabetes mellitus Typ II B, arteriellem Hypertonus,
HyperlipoproteinÃ¤mie und eine Adipositas permagna. AuÃ�erdem lÃ¤gen
chronische Lumboischialgien bei Zustand nach Bandscheibenvorfall und Operation
einer chronisch venÃ¶sen Insuffizienz mit Zustand nach Ulcus cruris bei Zustand
nach dreimaliger Krampfaderoperation vor. Bedingt durch diese Erkrankungen
kÃ¶nne die KlÃ¤gerin keine Wechselschichten, insbesondere keine Nachtschichten
verrichten. ZusÃ¤tzlich benÃ¶tige sie regelmÃ¤Ã�ige Pausen innerhalb eines
8-Stundentages, um die erforderlichen Mahlzeiten zu sich nehmen zu kÃ¶nnen und
ihren Blutzucker zu kontrollieren und gegebenenfalls medikamentÃ¶s zu
korrigieren. Ã�ber das betriebsÃ¼bliche MaÃ� hinausgehende Pausen seien jedoch
unter der derzeitigen Medikation nicht erforderlich. Mit dem festgestellten
LeistungsvermÃ¶gen sei die KlÃ¤gerin weder teilweise noch voll erwerbsgemindert.
Denn sie sei noch in der Lage, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Sie sei
mit dem festgestellten LeistungsvermÃ¶gen imstande, als Rezeptionistin im
Friseursalon zu arbeiten. Rezeptionistinnen hÃ¤tten u.a. die Aufgabe, Termine zu
vereinbaren, die Arbeitseinteilung vorzunehmen, Kunden zu empfangen, diese
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wÃ¤hrend des Aufenthaltes im Salon zu betreuen, die Kundenkartei zu fÃ¼hren,
Haarpflege und Kosmetikartikel zu verkaufen sowie Reklamationen
entgegenzunehmen und weiterzuleiten. Bundesweit seien etwa 10.000
BetriebsstÃ¤tten vorhanden, die von ihrer GrÃ¶Ã�e her prinzipiell fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung einer Rezeptionistin in Betracht kÃ¤men. Es gÃ¤be etwa 600
ausgesprochene GroÃ�betriebe. Die AusÃ¼bung einer TÃ¤tigkeit als Rezeptionistin
erfordere in erster Linie KontaktfÃ¤higkeit, Verhandlungsgeschick, sprachliches
AusdrucksvermÃ¶gen, EinfÃ¼hlungsvermÃ¶gen und FlexibilitÃ¤t im Umgang mit
Kunden und erst in zweiter Linie branchenspezifische Kenntnisse. Diese
TÃ¤tigkeiten stellten eine leichte Arbeit dar, bei der die weiteren genannten
qualitativen EinschrÃ¤nkungen eingehalten werden kÃ¶nnten. Die KlÃ¤gerin habe
auch keinen Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit. Der Anspruch setze das Vorliegen von BerufsunfÃ¤higkeit
voraus. Die KlÃ¤gerin sei in dem von der Rechtsprechung entwickelten
Stufenschema der Stufe mit dem Leitbild der Facharbeiterin zuzuordnen. Sie sei
zwar nicht mehr in der Lage, ihre bisherige TÃ¤tigkeit als Friseurin auszuÃ¼ben, da
stÃ¤ndig am Kunden in Ã¼berwiegend einseitiger KÃ¶rperhaltung gearbeitet
werde. Diese TÃ¤tigkeit sei mit dem festgestellten LeistungsvermÃ¶gen nicht
vereinbar. Gleichwohl sei die TÃ¤tigkeit als Rezeptionistin in Friseursalons vom
LeistungsvermÃ¶gen her und auch von der sozialen Wertigkeit her zumutbar. Zwar
existiere im Friseurhandwerk kein fÃ¼r allgemein verbindlich erklÃ¤rter
Tarifvertrag. Es seien jedoch Tarifregelungen und -empfehlungen verschiedener
Landesbezirke vorhanden. Mitarbeiterinnen an der Rezeption wÃ¼rden
unterschiedlich eingeordnet und je nach Funktionsbereich auf Gesellenebene, auf
Anlernebene oder mit 80 % des Ecklohns vergÃ¼tet. In den BundeslÃ¤ndern
Nordrhein-Westfalen, Hessen, Sachsen und Hamburg erfolge die Entlohnung auf
Facharbeiterebene, wenn eine Fachausbildung vorhanden sei. Damit wÃ¤ren der
KlÃ¤gerin diese Arbeiten auch zumutbar, wenn sie der Meisterebene zuzuordnen
wÃ¤re. An der ZugehÃ¶rigkeit zur genannten hÃ¶chsten Gruppe im Stufenschema
bestÃ¼nden allerdings Zweifel, weil die KlÃ¤gerin nur selten aufsichtsfÃ¼hrend
oder verwaltend tÃ¤tig gewesen sei.

Gegen dieses Urteil des Sozialgerichts Kiel, das am 19. April 2005 an die KlÃ¤gerin
abgesandt wurde, wendet sich diese mit der am 6. Mai 2005 beim Schleswig-
Holsteinischen Landessozialgericht eingegangenen Berufung, zu deren
BegrÃ¼ndung sie im Wesentlichen vortrÃ¤gt: Entgegen der Auffassung des
Sozialgerichts sei sie nicht in der Lage, eine TÃ¤tigkeit als Rezeptionistin im
Friseursalon auszuÃ¼ben. Diese TÃ¤tigkeit sei ihr weder vom LeistungsvermÃ¶gen
noch von der sozialen Wertigkeit her zumutbar. Wie das Sozialgericht zu Recht
ausgefÃ¼hrt habe, kÃ¶nne sie nur an einem Arbeitsplatz tÃ¤tig sein, an dem sie
einen Positionswechsel vom Sitzen zum Stehen, vom Stehen zum Sitzen oder zum
Gehen nach etwa einer Stunde vornehmen kÃ¶nne. Ein solcher Positionswechsel sei
mit der TÃ¤tigkeit einer Rezeptionistin, die Ã¼berwiegend im Stehen verrichtet
werde, nicht zu vereinbaren. AuÃ�erdem benÃ¶tige sie innerhalb eines 8-Stunden-
Tages regelmÃ¤Ã�ige Pausen, die Ã¼ber das betriebsÃ¼bliche MaÃ� hinausgingen.
Dabei sei zu berÃ¼cksichtigen, dass sie ihre TÃ¤tigkeit nicht nur unterbrechen
mÃ¼sse, um wegen des Diabetes regelmÃ¤Ã�ig Mahlzeiten einnehmen zu kÃ¶nnen
und den Blutzucker zu kontrollieren und ggf. auch medikamentÃ¶s zu korrigieren,
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sondern sie benÃ¶tige zusÃ¤tzliche Arbeitspausen wegen einer Harninkontinenz.
Wegen der Vielzahl der FunktionseinschrÃ¤nkungen sei ihr der Zugang zum
allgemeinen Arbeitsmarkt verschlossen oder besonders erschwert, weil sie Arbeiten
nur noch unter Bedingungen ausfÃ¼hren kÃ¶nne, die von den betrieblich
Ã¼blichen Bedingungen stark abwichen. Eine TÃ¤tigkeit als Rezeptionistin sei ihr
auch sozial nicht zumutbar. Zwar sei sie nur selten aufsichtsfÃ¼hrend oder
verwaltend tÃ¤tig gewesen. Es bestÃ¼nden aber keine Zweifel daran, dass sie die
Meisterebene erreicht habe und in dieser Funktion auch tÃ¤tig gewesen sei. Wegen
der geltend gemachten Harninkontinenz nimmt die KlÃ¤gerin Bezug auf ein Attest
der Ã�rztin fÃ¼r Urologie Hc vom 15. April 2005.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 23. Februar 2005 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 28. Oktober 2002 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
10. Dezember 2003 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr seit dem 1.
September 2002 Rente wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise wegen
teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie bezieht sich zur BegrÃ¼ndung auf die EntscheidungsgrÃ¼nde des
sozialgerichtlichen Urteils sowie den Inhalt der angefochtenen Bescheide.

Der Senat hat eine Auskunft bei dem letzten Arbeitgeber der KlÃ¤gerin, der Firma
Friseur H vom 29. Oktober 2005 sowie das Gutachten des Arztes fÃ¼r OrthopÃ¤die
Dr. La vom 27. Januar 2006 eingeholt. Wegen des Inhalts der Auskunft des
Arbeitgebers wird auf Bl. 110 bis Bl. 112 der Gerichtsakte und wegen des Inhalts
des Gutachtens des Dr. La auf Bl. 120 bis Bl. 159 der Gerichtsakte Bezug
genommen. In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 28. Februar 2006 hat der Senat
den SachverstÃ¤ndigen Dr. La zur ErlÃ¤uterung seines Gutachtens gehÃ¶rt und den
Verwaltungsbeamten Ka als berufskundigen SachverstÃ¤ndigen vernommen.
Insoweit wird auf den Inhalt der Sitzungsniederschrift Bezug genommen.

Die die KlÃ¤gerin betreffenden Verwaltungsakten der Beklagten sowie die
Gerichtsakte haben dem Senat vorgelegen. Diese sind Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung und Beratung gewesen. Wegen weiterer Einzelheiten
wird auf ihren Inhalt verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist statthaft (Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz SGG ). Sie ist auch
fristgerecht eingelegt. Zwar ist dem von den ProzessbevollmÃ¤chtigten der
KlÃ¤gerin Ã¼bersandten Empfangsbekenntnis nicht das Datum des Zugangs des
sozialgerichtlichen Urteils zu entnehmen. Da das Urteil jedoch am 19. April 2005
von der GeschÃ¤ftsstelle des Sozialgerichts abgesandt und die Berufung am 6. Mai
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2005 beim Schleswig-Holsteinischen Landessozialgericht eingelegt worden ist, ist
die Frist von einem Monat gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 SGG jedenfalls gewahrt.

Die Berufung ist auch begrÃ¼ndet, soweit die KlÃ¤gerin die GewÃ¤hrung von Rente
wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit begehrt. Soweit die
KlÃ¤gerin darÃ¼ber hinausgehend Rente wegen voller Erwerbsminderung begehrt,
war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen, weil die KlÃ¤gerin zwar berufsunfÃ¤hig, aber
nicht voll erwerbsgemindert ist.

Der Anspruch der KlÃ¤gerin auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit richtet sich nach Â§ 240 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
VI) in der durch das Gesetz zur Reform der Renten wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit vom 20. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1827) mit Wirkung zum 1.
Januar 2001 geÃ¤nderten Fassung, weil die KlÃ¤gerin Leistungen fÃ¼r die Zeit nach
dem 1. Januar 2001 begehrt (vgl. Â§ 300 Abs. 1, Abs. 2 SGB VI).

Nach Â§ 240 SGB VI haben Versicherte bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres
Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung, wenn sie die sonstigen
Voraussetzungen erfÃ¼llen, vor dem 2. Januar 1961 geboren und berufsunfÃ¤hig
sind. BerufsunfÃ¤hig sind nach Abs. 2 der Vorschrift Versicherte, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung im Vergleich zur
ErwerbsfÃ¤higkeit von kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden Versicherten mit
Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten auf
weniger als sechs Stunden gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die
ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die
ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung
der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufs und der
besonderen Anforderungen ihrer bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden
kÃ¶nnen. BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine zumutbare TÃ¤tigkeit mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben kann; dabei ist jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen.

Die vor dem 2. Januar 1961 geborene KlÃ¤gerin ist als berufsunfÃ¤hig in diesem
Sinne anzusehen. Sie ist zwar noch in der Lage, mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
unter den Ã¼blichen Bedingungen des Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig zu sein. Sie
kann dabei jedoch nur noch leichte kÃ¶rperliche Arbeiten ohne gehÃ¤ufte
Ã�berkopfarbeiten, ohne Ã¼berwiegend einseitige KÃ¶rperhaltungen und
Zwangshaltungen, ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Hocken, Knien, ohne Arbeiten auf
Leitern und GerÃ¼sten mit Erfordernis von erhÃ¶hter Standfestigkeit, ohne Heben,
Tragen oder Bewegen von Lasten Ã¼ber 10 kg, ohne Wechselschichten und
Nachtarbeit sowie ohne Arbeiten unter Zeitdruck zu verrichten. Kurze
Unterbrechungen der Arbeitsschichten sind notwendig, um erforderliche Mahlzeiten
zu sich zu nehmen und den Blutdruck zu kontrollieren und gegebenenfalls
medikamentÃ¶s einzustellen. Die KlÃ¤gerin kann keine TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend
im Stehen verrichten. Bei sitzender TÃ¤tigkeit ist darauf zu achten, das
HÃ¼ftgelenk Ã¼ber Kniegelenk auf dem Stuhl positioniert wird, um den venÃ¶sen
Abfluss nicht unnÃ¶tig zu gefÃ¤hrden. Das Tragen von KompressionsstrÃ¼mpfen
wÃ¤re prinzipiell anzuraten, ist wegen des gravierenden Ã�bergewichts technisch
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aber kaum realisierbar. GÃ¼nstiger sind TÃ¤tigkeiten, die einen Wechsel von
Gehen, Stehen oder Sitzen ermÃ¶glichen, wobei ein konkreter Rhythmus nicht
vorzuschreiben wÃ¤re. TÃ¤tigkeiten, die mit lÃ¤ngerem Sitzen (im Umfang von zwei
Stunden) ohne die MÃ¶glichkeit der Unterbrechung durch gehende und stehende
TÃ¤tigkeit verbunden sind, kann die KlÃ¤gerin nicht mehr verrichten.

Die genannte EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens auf leichte TÃ¤tigkeiten im
Umfang von sechs Stunden und mehr mit den zu beachtenden qualitativen
EinschrÃ¤nkungen ist zum einen Folge orthopÃ¤discher Erkrankungen in Gestalt
einer kombinierten Formabweichung der WirbelsÃ¤ule mit ausgeprÃ¤gter statisch-
muskulÃ¤rer Insuffizienz, verformenden VerÃ¤nderungen an Hals-, Brust- und
LendenwirbelsÃ¤ule nach durchgefÃ¼hrter Bandscheibenoperation LWK 4/5 mit
sensiblen Residuen im linken Bein ohne aktuelle Nervenwurzelreizerscheinungen
oder NervenausfÃ¤lle, einem VerschleiÃ�leiden des linken mehr als des rechten
Kniegelenks mit belastungsabhÃ¤ngigen Beschwerden ohne bedeutsame
BewegungseinschrÃ¤nkungen und auf internistischem Fachgebiet einem
metabolischen Syndrom (Bluthochdruck, Ã�bergewicht, Zuckerkrankheit, Adipositas
permagna), das medikamentÃ¶s ausreichend kompensiert ist sowie eine chronisch-
venÃ¶se Insuffizienz mit Zustand nach Ulcus cruris nach dreimaliger Krampfader-
Operation. Der erforderliche Wechsel der KÃ¶rperhaltung ist zum einen wegen der
Erkrankung der WirbelsÃ¤ule in Kombination mit dem exzessiven Ã�bergewicht
(KÃ¶rpergewicht von Ã¼ber 130 kg bei einer KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e von etwa 162 cm)
und dem beginnenden KniegelenksverschleiÃ�, vor allem aber wegen der
bestehenden Erweiterung des Venengeflechts erforderlich. Bei der KlÃ¤gerin
bestehen am rechten Unterschenkel abgeheilte Narben nach durchlaufenem Ulcus
cruris sowie eine Seitenastvarikosis mit leichter Ã�berwÃ¤rmung einer
oberflÃ¤chlich liegenden Vene im Bereich des linken Kniegelenks. An den
Unterschenkeln bestehen trophische StÃ¶rungen bei Krampfaderleiden. Das der
KlÃ¤gerin anzuratende Tragen von KompressionsstrÃ¼mpfen ist in Zusammenhang
mit dem gravierenden Ã�bergewicht technisch kaum realisierbar. Die KlÃ¤gerin ist
deshalb nur in der Lage, TÃ¤tigkeiten auszuÃ¼ben, die einen gelegentlichen
Wechsel der KÃ¶rperhaltung ermÃ¶glichen. Bei Ã¼berwiegend sitzender TÃ¤tigkeit
muss die MÃ¶glichkeit bestehen, gelegentlich aufzustehen.

Die genannten Feststellungen zu den bei der KlÃ¤gerin vorliegenden
GesundheitsstÃ¶rungen und dem daraus folgenden LeistungsvermÃ¶gen trifft der
Senat auf Grund des Ã¼berzeugenden Gutachtens des Arztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr.
La sowie des auf Veranlassung des Sozialgerichts erstatteten Gutachtens des Arztes
fÃ¼r innere Medizin Dr. G. Die SachverstÃ¤ndigen haben die aktenkundigen
medizinischen Unterlagen erkennbar vollstÃ¤ndig ausgewertet und sich so ein
umfassendes Bild vom LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin machen kÃ¶nnen und
dieses in ihren Gutachten nachvollziehbar dargestellt. Der SachverstÃ¤ndige Dr. La
, der ergÃ¤nzend auf das Gutachten des Dr. G Bezug genommen hat, ist dem Senat
als sachkundig und erfahren auf sozialmedizinischem Gebiet bekannt. An seiner
GlaubwÃ¼rdigkeit bestehen keine Zweifel. Insbesondere hat der Senat keine
Zweifel daran, dass die KlÃ¤gerin nicht mehr in der Lage ist, TÃ¤tigkeiten
Ã¼berwiegend im Stehen oder mit ausgedehnten Sitzphasen im Umfang von bis zu
zwei Stunden zu verrichten. Insofern folgt der Senat der Beurteilung durch das
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Sozialgericht, das von der Erforderlichkeit eines Positionswechsels vom Sitzen zum
Stehen, vom Stehen zum Sitzen oder zum Gehen nach etwa einer Stunde
ausgegangen ist. Das Vorliegen einer ausgeprÃ¤gten venÃ¶sen AbflussstÃ¶rung am
rechten Bein ist bereits in dem auf Veranlassung der Beklagten erstatteten
Gutachten des Dr. K vom 25. Juni 2003 diagnostiziert worden. Der Senat hat keine
Zweifel daran, dass die KlÃ¤gerin auf Grund dieser Erkrankung in Kombination mit
dem gravierenden Ã�bergewicht und der FunktionseinschrÃ¤nkungen insbesondere
im Bereich der Achsorgane nur noch TÃ¤tigkeiten verrichten kann, die einen
Wechsel der KÃ¶rperhaltung ermÃ¶glichen.

Mit dem festgestellten LeistungsvermÃ¶gen ist die KlÃ¤gerin berufsunfÃ¤hig im
Sinne des Â§ 240 Abs. 2 SGB VI, weil ihr berufliches LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r die
AusÃ¼bung einer ihr nach Â§ 240 Abs. 2 SGB VI sozial zumutbaren TÃ¤tigkeit auf
weniger als sechs Stunden gesunken ist.

Ausgangspunkt fÃ¼r die Beurteilung der BerufsunfÃ¤higkeit ist nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts der vom Versicherten ausgeÃ¼bte
"bisherige Beruf" (vgl. BSG, Urteil vom 29. Juni 1989 5 RJ 49/88 SozR 2200 Â§ 1246
Nr. 169). In der Regel ist dies die letzte versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder
TÃ¤tigkeit, von der auch bei nur kurzfristiger AusÃ¼bung auszugehen ist, wenn sie
zugleich die qualitativ hÃ¶chste im Berufsleben des Versicherten gewesen ist (vgl.
BSG, Urteil vom 27. April 1989 5/5b RJ 78/87 SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 164). Zwar hat
die KlÃ¤gerin 1980 die MeisterprÃ¼fung abgelegt und bis 1986 eine
versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit als selbststÃ¤ndige Friseurin ausgeÃ¼bt.
Gleichwohl ist ihr bisheriger Beruf nicht der der Friseurmeisterin, weil sie nach 1986
langjÃ¤hrig und bis zur Beendigung ihrer beruflichen TÃ¤tigkeit als Friseurin
abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt war. Sie hatte nach der vorliegenden Auskunft ihres letzten
Arbeitgebers keine herausgehobene Stellung inne und wurde nicht anders
vergÃ¼tet als die anderen Friseurinnen, die keine MeisterprÃ¼fung abgelegt
hatten. Die Qualifikation als Meisterin war danach auch keine Voraussetzung fÃ¼r
die Einstellung der KlÃ¤gerin.

Ihren bisherigen Beruf als Friseurin kann die KlÃ¤gerin bereits deshalb nicht mehr
ausÃ¼ben, weil diese TÃ¤tigkeit mit lang andauernden Zwangshaltungen,
Belastungen der vom KÃ¶rper abgewandten Arme und lÃ¤ngerem Stehen
verbunden ist. DarÃ¼ber besteht zwischen den Beteiligten im Ergebnis
Einvernehmen.

Die KlÃ¤gerin ist auch nicht mehr in der Lage, eine ihr sozial zumutbare
VerweisungstÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben. Die soziale Zumutbarkeit einer
VerweisungstÃ¤tigkeit beurteilt sich nach der Wertigkeit des bisherigen Berufs. Zur
Erleichterung dieser PrÃ¼fung ist in der Rechtsprechung ein Stufenschema
entwickelt worden. Danach sind die Berufsgruppen ausgehend von der Bedeutung
gebildet worden, die Dauer und Umfang der Ausbildung fÃ¼r die QualitÃ¤t eines
Berufs haben. Dementsprechend werden die Gruppen durch die Leitberufe des
Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion und des besonders hochqualifizierten
Facharbeiters, des Facharbeiters (anerkannter Ausbildungsberuf mit einer
Ausbildungszeit von mehr als zwei Jahren), des angelernten Arbeiters (sonstige
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Ausbildungsberufe mit einer Regelausbildungszeit von drei Monaten bis zu zwei
Jahren) und des ungelernten Arbeiters charakterisiert (vgl. BSG, Urteil vom 9.
September 1986 5b RJ 82/85 SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 140). Die Einordnung eines
bestimmten Berufs in dieses Mehrstufenschema erfolgt aber nicht ausschlieÃ�lich
nach der Dauer der absolvierten Berufsausbildung. Ausschlaggebend hierfÃ¼r ist
allein die QualitÃ¤t der verrichteten Arbeit, d.h. der aus einer Mehrzahl von
Faktoren zu ermittelnde Wert der Arbeit fÃ¼r den Betrieb. Es kommt auf das
Gesamtbild an, die es durch die in Â§ 240 Abs. 2 Satz 2 SGB VI genannten Merkmale
(Dauer und Umfang der Ausbildung sowie des bisherigen Berufs, besondere
Anforderungen der bisherigen BerufstÃ¤tigkeit) umschrieben wird (vgl. BSG, Urteil
vom 17. Juni 1993 13 RJ 33/92 SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 33). GrundsÃ¤tzlich darf der
Versicherte im Vergleich zu seinem bisherigen Beruf auf die nÃ¤chstniedrigere
Gruppe verwiesen werden (vgl. BSG, Urteil vom 26. Juni 1990 5 RJ 46/89 SozR
3-2200 Â§ 1246 Nr. 5).

Die KlÃ¤gerin ist danach der Stufe mit dem Leitbild der Facharbeiterin zuzuordnen.
Die von der KlÃ¤gerin im gerichtlichen Verfahren geltend gemachte Zuordnung zur
hÃ¶chsten Stufe im o.g. Stufenschema kommt auf Grund der seit 1986 bis zur
Aufgabe der BerufstÃ¤tigkeit Ende des Jahres 2001 ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit als
einfache Friseurin nicht in Betracht, weil sie sich â�� soweit sie in der Zeit der
AusÃ¼bung der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit von 1980 bis 1986 der hÃ¶chsten
Stufe zuzuordnen gewesen sein sollte â�� davon jedenfalls gelÃ¶st hat und
nachfolgend aus anderen als gesundheitlichen GrÃ¼nden langjÃ¤hrig als einfache
Friseurin tÃ¤tig war.

Auf Grund der Zuordnung zur Stufe mit dem Leitbild der Facharbeiterin ist die
KlÃ¤gerin nur auf TÃ¤tigkeiten verweisbar, die zumindest der Gruppe mit dem
Leitbild der angelernten Arbeiterin zuzuordnen sind. Derartige TÃ¤tigkeiten
kÃ¶nnen nicht benannt werden. Das Sozialgericht ist ebenso wie die Beklagte im
Verwaltungsverfahren davon ausgegangen, dass die KlÃ¤gerin noch in der Lage
wÃ¤re, eine TÃ¤tigkeit als Rezeptionistin auszuÃ¼ben. TÃ¤tigkeiten als
Rezeptionistin werden jedoch Ã¼berwiegend im Stehen verrichtet. Zur AusÃ¼bung
einer Ã¼berwiegend stehenden TÃ¤tigkeit ist die KlÃ¤gerin aus den o.g. GrÃ¼nden
nicht mehr in der Lage. Vor diesem Hintergrund kann dahingestellt bleiben, ob dem
berufskundigen SachverstÃ¤ndigen Ka folgend davon auszugehen ist, dass es fÃ¼r
Rezeptionistinnen keinen auf eine GanztagsbeschÃ¤ftigung ausgerichteten
Arbeitsmarkt mehr gibt.

Ferner ist die KlÃ¤gerin nicht in der Lage, eine AnlerntÃ¤tigkeit als Telefonistin
auszuÃ¼ben. Zwar kÃ¶nnte die KlÃ¤gerin auf Grund der Meisterqualifikation und
der im Friseurhandwerk bedeutsamen KontaktfÃ¤higkeit zu Kunden Ã¼ber die
erforderlichen FÃ¤higkeiten verfÃ¼gen, um eine solche TÃ¤tigkeit auf Anlernebene
auszuÃ¼ben. Es handelt sich dabei aber um eine TÃ¤tigkeit, die Ã¼berwiegend im
Sitzen ausgeÃ¼bt wird. In StoÃ�zeiten, die regelmÃ¤Ã�ig vorkommen, ist ein etwa
zweistÃ¼ndiges ununterbrochenes Sitzen notwendig. Dazu ist die KlÃ¤gerin auf
Grund der bestehenden chronisch venÃ¶sen Insuffizienz mit Zustand nach Ulcus
cruris bei Zustand nach dreimaliger Krampfaderoperation in Kombination mit dem
extremen Ã�bergewicht aus den o.g. GrÃ¼nden nicht mehr in der Lage.
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Die KlÃ¤gerin ist auch nicht mehr in der Lage, im BÃ¼robereich eine TÃ¤tigkeit auf
Anlernebene zu verrichten. Zwar hat sie 1980 die MeisterprÃ¼fung abgelegt. Sie
hat jedoch seit 1986 als einfache Gesellin gearbeitet. Die im Zusammenhang mit
der TÃ¤tigkeit als Meisterin verfÃ¼gbaren Kenntnisse und FÃ¤higkeiten sind
seitdem weitgehend versandet. Die Einarbeitungszeit fÃ¼r eine BÃ¼rotÃ¤tigkeit
auf Anlernebene wÃ¼rde deshalb drei Monate Ã¼bersteigen. Auch andere
VerweisungstÃ¤tigkeiten, die zumindest der Anlernebene zuzuordnen sind, kÃ¶nnen
nicht benannt werden.

Die vor dem 2. Januar 1961 geborene KlÃ¤gerin ist damit berufsunfÃ¤hig. Sie
erfÃ¼llt auch die sonstigen Voraussetzungen (vgl. Â§ 240 Abs. 1 SGB VI in
Verbindung mit Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 und 3 SGB VI), weil sie in den letzten
fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r
eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit hat und vor Eintritt der
Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt hat. Da der Anspruch auf
Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit unabhÃ¤ngig von
der jeweiligen Arbeitsmarktlage besteht und nach dem auch insoweit
Ã¼berzeugenden Gutachten des Dr. La von einer dauerhaften EinschrÃ¤nkung des
LeistungsvermÃ¶gens auszugehen ist, ist die Rente gemÃ¤Ã� Â§ 102 Abs. 2 Satz 4
SGB VI unbefristet zu leisten. Die die BerufsunfÃ¤higkeit bedingende
EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens besteht seit etwa Anfang des Jahres
2002. Die KlÃ¤gerin hat die Rente am 18. September 2002 und damit nicht bis zum
Ende des dritten Kalendermonats nach Ablauf des Monats beantragt, in dem die
Anspruchsvoraussetzungen erfÃ¼llt sind. Die Rente beginnt daher gemÃ¤Ã� Â§ 99
Abs. 1 Satz 2 SGB VI von dem Kalendermonat an, in dem sie beantragt wurde (1.
September 2002).

Die Berufung war zurÃ¼ckzuweisen, soweit die KlÃ¤gerin Rente wegen voller
Erwerbsminderung geltend gemacht hat. Der Senat geht dem schlÃ¼ssigen und
Ã¼berzeugenden Gutachten des Dr. La folgend davon aus, dass die KlÃ¤gerin noch
in der Lage ist, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes
mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Das Gutachten des Dr.
La steht insoweit im Einklang mit allen im Verwaltungsverfahren sowie im
sozialgerichtlichen Verfahren erstatteten Gutachten. Auch im Berufungsverfahren
konnten keine GesundheitsstÃ¶rungen festgestellt werden, die der Verrichtung
leichter Arbeiten im Umfang von sechs Stunden tÃ¤glich entgegenstehen kÃ¶nnten.
Die Beurteilung durch den SachverstÃ¤ndigen Dr. La wird durch die im Gutachten
wiedergegebenen Schilderungen der KlÃ¤gerin zum Tagesablauf bestÃ¤tigt. Danach
setzt sich die KlÃ¤gerin durchgehend Belastungen aus, die zumindest den
Anforderungen an eine leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit entsprechen. Nach Â§ 43
Abs. 3 SGB VI ist nicht erwerbsgemindert, wer unter den Ã¼blichen Bedingungen
des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig
sein kann. Dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen. Es
kommt im vorliegenden Zusammenhang also nicht auf die Chancen der KlÃ¤gerin
an, einen ihrem LeistungsvermÃ¶gen entsprechenden freien Arbeitsplatz zu finden.
Es bestehen auch keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine Verschlossenheit des
Arbeitsmarktes. Insbesondere ist die KlÃ¤gerin noch in der Lage, Anmarschwege
von mehr als 500 m innerhalb von jeweils etwa 20 Minuten von und zu einer
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Arbeitsstelle zurÃ¼ckzulegen und zweimal tÃ¤glich wÃ¤hrend der
Hauptverkehrszeiten Ã¶ffentliche Verkehrsmittel zu benutzen. Auf der Ebene des
allgemeinen Arbeitsmarktes kÃ¶nnte die KlÃ¤gerin z.B. noch einfache leichte PrÃ¼f-
und Kontrollarbeiten ausfÃ¼hren. Auch einfache leichte Pack- und Sortierarbeiten
kÃ¶nnte die KlÃ¤gerin nach dem auch insoweit Ã¼berzeugenden Gutachten des
berufskundigen SachverstÃ¤ndigen Ka im Zeitlohn verrichten.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 und Abs. 4 SGG und
berÃ¼cksichtigt, dass der Rentenartfaktor der begehrten Rente wegen voller
Erwerbsminderung 1,0 betrÃ¤gt, wÃ¤hrend der Rentenartfaktor der der KlÃ¤gerin
zustehenden Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung nur 0,5 betrÃ¤gt, so dass
die der KlÃ¤gerin zustehende Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung die HÃ¤lfte
des Betrages der begehrten Rente wegen voller Erwerbsminderung erreicht (vgl. Â§
67 Nr. 2, Nr. 3 SGB VI).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 27.04.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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